
Aktenzeichen: 3 AZR 523/98 
Bundesarbeitsgericht 3. Senat Urteil vom 5. Oktober 1999 

- 3 AZR 523/98 -

1. Arbeitsgericht 
Frankfurt am Main

Urteil vom 31. Oktober 1996 
-11 Ca 949/96 -

II. Landesarbeitsgericht 
Hessisches

Urteil vom 11. Februar 1998 
- 8 Sä 86/97 -

Für die Amtliche Sammlung; Nein 
Für die Fachpresse: Nein 
Für das Bundesarchiv: Nein

Entscheidungsstichwort:
Tarifvertragliche Zusatzversorgung - absenkende Anpassung

Gesetz:
BetrAVG § 5 Abs. 1, § 1 Abs. 1, § 1 Zusatzversorgung, § 17 Abs. 3; 7VG 
§ 1 Auslegung; GG Art. 3 Abs. 1; BGB § 242 Gleichbehandlung

Leitsätze:
keine

Hinweise des Senats:
vgl. Parallelurteil vom 5. Oktober 1999 - 3 AZR 230/98 -
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BUNDESARBEITSGERICHT

3 AZR 523/98 
8 Sa 86/97 
Hessisches 
Landesarbeitsgericht

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
5. Oktober 1999

URTEIL
Freitag, Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle

In Sachen

Beklagten, Berufungsklägerin und Revisionsklägerin,

pp.

Klägerin, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte,

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der mündlichen Verhandlung 

vom 5. Oktober 1999 durch den Vorsitzenden Richter am Bundesarbeitsgericht 

Dr. Reinecke, die Richter am Bundesarbeitsgericht Kremhelmer und Bepler sowie den
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ehrenamtlichen Richter Fasbender und die ehrenamtliche Richterin Martschin für Recht 

erkannt:

1. Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des Hessi­
schen Landesarbeitsgerichts vom 11. Februar 1998 - 8 Sa 
86/97 - aufgehoben.

2. Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Arbeits­
gerichts Frankfurt am Main vom 31. Oktober 1996 -11 Ca 
949/96 - abgeändert:

Die Klage wird abgewiesen.

3. Die Klägerin hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten darüber, wie sich die Entwicklung der Nettogehälter und 

der gesetzlichen Abgaben auf die von der Beklagten geschuldete Zusatzversorgung 

auswirkt.

Die am 2. April 1931 geborene, tarifgebundene Klägerin war vom 1. Juli 1955 

bis zu ihrem Eintritt in den Ruhestand im Jahre 1991 bei der Beklagten beschäftigt. Die 

Beklagte zahlte ihr seither eine Zusatzrente. Am 18. Oktober 1976 hatte die Beklagte 

mit der Gewerkschaft Handel, Banken und Versicherungen eine „Tarifvereinbarung 

über Zusatzversorgungsleistungen“ (TV ZVL) geschlossen. In der Präambel hieß es:

„Mit der Tarifvereinbarung über Zusatzversorgungsleistungen 
haben die Tarifvertragsparteien eine Regelung geschaffen, die 
die Versorgungsansprüche der Mitarbeiter aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung und dem Beamten-Versicherungs-Verein 
des deutschen Bank- und Bankiergewerbes (B W ) wirksam er­
gänzt. Insgesamt ist damit beim Eintritt in den Ruhestand nach 
einer entsprechenden Dauer der Betriebszugehörigkeit eine 
Gesamtversorgung in Höhe des Nettoeinkommens erreichbar.

Die Vereinbarung legt ferner fest, daß die von den Mitarbeitern 
erworbenen Zusatzversorgungsanwartschaften während der 
Dauer des Beschäftigungsverhältnisses an der Gehaltsent­
wicklung teilnehmen. Auch die Versorgungsleistungen an die 
Rentner werden durch eine über die gesetzliche Überprüfungs­
pflicht hinausgehende Regelung laufend an die Tarifentwick­
lung angepaßt.
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Die Mitarbeiter brauchen für die Vorsorge im Alter - abgesehen 
von den Beiträgen zur gesetzlichen Rentenversicherung - keine 
Eigenleistungen zu erbringen....

Mit dieser Vereinbarung haben die Tarifvertragsparteien unter 
Ausschöpfung der Gestaltungsmöglichkeiten des Betriebsren­
tengesetzes eine Versorgungsregelung geschaffen, die hin­
sichtlich ihres Gesamtumfangs die Forderung des DGB-Grund- 
satzprogramms nach Sicherung des erreichten Lebensstan­
dards weitgehend erfüllt.“

Nach § 6 Nr. 2 Satz 1 TV ZVL besteht „der Anspruch auf Zusatzversorgung 

insoweit, wie zusammen mit a) der Sozialrente, b) den Leistungen des Beamtenversi­

cherungsvereins des Deutschen Bank- und Bankiergewerbes a. G., c) sonstigen Ver­

sorgungsleistungen, die nicht überwiegend auf Beiträgen des Arbeitnehmers beruhen, 

nicht mehr als 75 vom Hundert des versorgungsfähigen Einkommens gemäß § 5, 

höchstens jedoch 100 % des Nettoeinkommens erreicht werden“.

Durch Vereinbarung der Tarifvertragsparteien vom 17. Dezember 1986 ist die 

Zusatzversorgung ab 1. Januar 1986 für Neuzugänge geschlossen worden. Die Arbeit­

nehmer, die vor dem 1. Januar 1986 bei der Beklagten beschäftigt waren, behielten 

ihre Versorgungsrechte. Die Anpassungsregelung des § 7 wurde geändert und lautet 

seither wie folgt:

„7. Anpassung

7.1. Der Arbeitgeber nimmt die Anpassung gemäß den fol­
genden Ziffern 7.2 und 7.3 zum 1. Februar 1989 vor und 
alsdann in Abständen von drei Jahren.

7.2. Haben sich die monatlichen Gehälter nach Eintritt des 
Versorgungsfalls durch Tarifvereinbarung geändert, wird 
bei dem versorgungsfähigen Einkommen gemäß Ziffer 5. 
der DM-Betrag aus dieser Gehaltsveränderung berück­
sichtigt und die Zusatzversorgungsleistung entsprechend 
neu berechnet. Die Zusatzversorgungsleistung wird ferner 
neu berechnet, wenn sich die anrechenbaren Bezüge 
gemäß Ziffer 6.2. nach Eintritt des Versorgungsfalls ge­
ändert haben.“

Mit Betriebsvereinbarung vom 26. Mai 1992 wurde für die Arbeitnehmer, die 

nach dem 31. Dezember 1985 eingestellt wurden, eine umstrukturierte Zusatzversor­

gung eingeführt. Für die Arbeitnehmer, die schon vor dem 1. Januar 1986 bei der Be­

klagten beschäftigt waren, wurden die Regelungen der TV ZVL übernommen.

- 4 -

................................ sis.mmw . i. ... - r
' .... “ ....

.............

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Als die Klägerin im Jahre 1991 in den Ruhestand trat, erhielt sie Altersruhe­

geld aus der gesetzlichen Rentenversicherung, vom Beamtenversicherungsverein des 

Deutschen Bank- und Bankiergewerbes eine Rente in Höhe von 1.468,76 DM und von 

der Beklagten eine Zusatzversorgung in Höhe von 1.071,08 DM. Ab 1. Februar 1995 

belief sich die BW -Rente auf 1.585,90 DM. Die Beklagte senkte die Zusatzrente auf 

612,22 DM, weil aufgrund der Entwicklung der Tarifgehälter und gesetzlichen Abgaben 

das versorgungsfähige Einkommen geringer gestiegen war als die anrechenbaren 

Renten.

Die Klägerin hat die Auffassung vertreten, ihr stehe zumindest die bei Eintritt 

in den Ruhestand erstmals festgesetzte Zusatzrente von 1.071,08 DM zu. Eine weiter­

gehende Verringerung erlaube die Tarifvereinbarung über Zusatzversorgungsleistun­

gen auch in der seit 1. Januar 1986 geltenden Fassung nicht. Die Unverfallbarkeitsvor­

schriften des § 1 BetrAVG dürften auch nicht durch eine tarifvertragliche Abweichung 

vom Auszehrungsverbot des § 5 Abs. 1 BetrAVG zunichte gemacht werden. Jedenfalls 

müßten die Tarifvertragsparteien derartige Abweichungen unmißverständlich zum 

Ausdruck bringen. Insbesondere die Präambel und der Zweck der Tarifvereinbarung 

sprächen gegen einen solchen Regelungswillen. Zudem verstoße die Kürzung der Zu­

satzrente gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz. Davon seien nur die Arbeitnehmer 

betroffen, die bereits vor dem 1. Januar 1986 bei der Beklagten beschäftigt gewesen 

und vor dem Inkrafttreten der Betriebsvereinbarung vom 26. Mai 1992 bei ihr ausge­

schieden seien. Im übrigen dürften bei der Berechnung der Zusatzversorgung nicht die 

Brutto-, sondern nur die Nettorenten abgezogen werden.

Die Klägerin hat zuletzt beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an sie zu zahlen

1. 9.636,06 DM zuzüglich 4 % Zinsen seit dem 16. Dezember
1995 auf den sich aus 5.047,46 DM errechneten Nettobetrag 
sowie auf den sich aus 4.588,60 DM errechneten Nettobe­
trag ab Klagezustellung,

2. beginnend ab dem 1. November 1996 an jedem 15. des Mo­
nats 1.071,08 DM abzüglich der tatsächlich gezahlten Be­
triebsrente sowie 4 % Zinsen aus dem sich daraus errech­
nenden Nettodifferenzbetrag ab dem 16. November 1996.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat die Auffassung 

vertreten, nach Wortlaut und Zweck der Nr. 7 TV ZVL 86 könne die vorgeschriebene
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Neuberechnung der Zusatzversorgung nicht nur zu einer höheren, sondern auch zu 

einer niedrigeren Versorgungsleistung führen. Aus der TV ZVL ergebe sich unmißver­

ständlich, daß die Tarifvertragsparteien von der Befugnis des § 17 Abs. 3 BetrAVG 

Gebrauch gemacht hätten und von § 5 Abs. 1 BetrAVG abgewichen seien. Ein Verstoß 

gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz liege nicht vor. Die Unterschiede beruhten auf 

einer zulässigen Stichtagsregelung. Die Klägerin könne auch nicht verlangen, daß statt 

der Bruttorenten lediglich die Nettorenten abgezogen würden.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgeben. Das Landesarbeitsgericht hat die 

Berufung der Beklagten zurückgewiesen. Mit der Revision will die Beklagte weiterhin 

die Abweisung der Klage erreichen.

Entscheidunqsqründe

Die Revision der Beklagten ist begründet. Die Anpassung nach Nr. 7 TV ZVL 

kann dazu führen, daß die Zusatzversorgung niedriger ausfällt als bei Eintritt des Ver­

sorgungsfalles. Diese tarifvertragliche Regelung ist wirksam. Die Beklagte hat die Zu­

satzversorgung auch richtig berechnet. Zu Recht hat sie bei der Gesamtversorgungs­

obergrenze auf die Bruttorente abgestellt.

I. Das Landesarbeitsgericht hat gemeint, Nr. 7 TV ZVL enthalte lediglich eine 

spezielle, tarifvertragliche Ausgestaltung der Rentenanpassung des § 16 BetrAVG und 

weiche nicht vom Auszehrungsverbot des § 5 Abs. 1 BetrAVG ab. Diese Auslegung 

läßt sich weder auf den Wortlaut noch auf die Systematik oder den Zweck der tarifli­

chen Regelung stützen.

1. Die Überschrift der Nr. 7 TV ZVL beschreibt den Regelungsgegenstand 

schlagwortartig mit „Anpassung“. Anpassen bedeutet nach allgemeinem Sprachge­

brauch angleichen oder abstimmen (Duden, Wörterbuch der deutschen Sprache,

2. Aufl., Stichwort: anpassen). Unter diesen Begriff können nicht nur Leistungserhö­

hungen, sondern auch Leistungskürzungen fallen. Welche Bedeutung das Wort „An­

passung“ hat, hängt von der konkreten Ausgestaltung der jeweiligen Vorschrift, vor 

allem von den vorgesehenen Rechtsfolgen ab.

Falls sich das versorgungsfähige Einkommen, die darauf entfallenden gesetz­

lichen Abgaben oder die anrechenbaren Bezüge ändern, wird das Ruhegeld nach Nr. 7
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TV ZVL „entsprechend neu berechnet“. Vor Inkrafttreten der TV ZVL 86 führte jede 

derartige Änderung zu einer Neuberechnung. Wenn die Tarifgehälter nach Eintritt des 

Versorgungsfalls angehoben wurden, stieg das Ruhegeld. Erhöhten sich später ledig­

lich die Sozialversicherungsrenten oder andere anrechenbare Bezüge, so sank das 

Ruhegeld wieder. Die TV ZVL 86 sieht nur noch eine Neuberechnung in Abständen 

von drei Jahren, beginnend zum 1. Februar 1989 vor. Der Inhalt der Anpassung hat 

sich dadurch nicht verändert. Die Formulierung „entsprechende Neuberechnung“ be­

deutet, daß den veränderten Daten voll und ganz Rechnung zu tragen ist. Das Ergeb­

nis der Berechnung kann nicht nur zu einer höheren, sondern auch zu einer geringeren 

Zusatzrente führen.

2. Entgegen der Ansicht der Klägerin hat sich Nr. 7 TV ZVL nicht darauf be­

schränkt, die Regelung des § 16 BetrAVG zu modifizieren oder zu präzisieren. Die Ta­

rifvorschrift enthält andersartige Prüfungsmaßstäbe und Rechtsfolgen.

Nach § 16 BetrAVG hat der Arbeitgeber nach billigem Ermessen darüber zu 

entscheiden, ob und inwieweit er den zwischenzeitlichen Kaufkraftverlust ausgleicht. 

Ausgangspunkt dieser Prüfung ist die bisherige Rente. Sie ist nicht neu zu berechnen.

Im Gegensatz dazu hat Nr. 7 TV ZVL die Zusatzrente dynamisiert. Alle späte­

ren Veränderungen der Bemessungsgrundlagen wirken sich auf die Höhe der Zusatz­

versorgung aus. Dem Arbeitgeber bleibt kein Entscheidungsspielraum. Er hat die Be­

triebsrenten ausgehend von den aktuellen Zahlen neu zu berechnen. Ob sich die Ver­

hältnisse zugunsten oder zuungunsten der Versorgungsempfänger verändert haben, 

spielt keine Rolle. Nr. 7 TV ZVL schreibt nicht vor, daß die Neuberechnung nur zu einer 

Rentenerhöhung führen darf.

3. Eine vom Tarifwortlaut und der Tarifsystematik abweichende Auslegung läßt 

sich nicht aus dem Regelungszweck herleiten. Er kann nicht unterstellt werden, son­

dern muß im Wortlaut und der Systematik des Tarifvertrages einen hinreichenden Aus­

druck finden. Die Anpassungsvorschrift der Nr. 7 TV ZVL trägt den Besonderheiten 

dieser Zusatzversorgung Rechnung. Der Tarifvertrag räumt den Versorgungsberech­

tigten nicht einen isoliert zu betrachtenden Betriebsrentenanspruch ein, sondern ge­

währleistet ein bestimmtes Gesamtversorgungsniveau. Nach Nr. 6.2 TV ZVL ruht die 

Altersversorgung der bei der Beklagten beschäftigten Arbeitnehmer in der Regel auf 

drei Säulen. Zum einen erhalten sie die gesetzliche Sozialversicherungsrente. Zum 

anderen beziehen sie Leistungen des Bankbeamtenversicherungsvereins des Deut-
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sehen Bank- und Bankiergewerbes. Die Beiträge für diese Versicherung übernimmt die 

Beklagte in vollem Umfang. Neben diese betriebliche Altersversorgung der Beklagten 

tritt die Zusatzversorgung nach der TV ZVL. Die Gesamtversorgung ist nach Nr. 6.2 

TVZVL begrenzt auf 75%  des versorgungsfähigen (Brutto-)Einkommens und 100%  

des Nettoeinkommens. Dieses Gesamtversorgungssystem wird über den Eintritt des 

Versorgungsfalls hinaus uneingeschränkt fortgeführt. Im Ergebnis wird der Versor­

gungsempfänger an jedem Anpassungsstichtag so gestellt, als wäre zu diesem Zeit­

punkt der Versorgungsfall eingetreten. Dies entspricht der Ergänzungsfunktion des 

zusätzlichen Ruhegelds innerhalb des dynamisierten Gesamtversorgungssystems.

4. Die Präambel führt zu keinem anderen Ergebnis. Eine den tarifvertraglichen 

Vorschriften vorangestellte, von der Unterschrift der Tarifvertragsparteien mitumfaßte 

Präambel ist zwar als Bestandteil des Tarifvertrages bei der Auslegung der einzelnen 

Vorschriften mitzuberücksichtigen. Die vorliegende Präambel relativiert aber weder die 

Bedeutung der tariflichen Anpassungsregelungen noch die Ergänzungsfunktion der 

Zusatzversorgung.

a) In Absatz 1 der Präambel werden die Ergänzungsfunktion und das Gesamt­

versorgungssystem hervorgehoben. Absatz 2 der Präambel enthält keine Einschrän­

kung, sondern weist auf ein besonders wichtiges Anpassungskriterium hin: Die Teil­

nahme an der Gehaltsentwicklung. Absatz 2 Satz 3 der Präambel nennt die laufende 

Anpassung an die Tarifentwicklung „eine über die gesetzliche Überprüfungsverpflich­

tung hinausgehende Regelung“. Mit dieser Formulierung wird darauf aufmerksam ge­

macht, daß der an die Tarifentwicklung anknüpfende Automatismus über eine bloße 

Überprüfung nach billigem Ermessen hinausgeht. Zu den übrigen Anpassungskriterien 

(gesetzliche Abzüge und anrechenbare Bezüge) äußert sich Absatz 2 der Präambel 

nicht, insbesondere nicht zu der Frage, wie sich deren Entwicklung auswirkt.

b) In Absatz 4 wird erwähnt, daß der „Gesamtumfang“ der Altersversorgung „die 

Forderung des DGB-Grundsatzprogramms nach Sicherung des erreichten Lebens­

standards weitgehend erfüllt“. Der Lebensstandard wird, wie Absatz 1 Satz 2 der Prä­

ambel zeigt, nach dem Nettoeinkommen bemessen. Es ist ohne Einschränkung zu 

aktualisieren. Auch ein Absinken der Nettoeinkommen ist zu berücksichtigen. Aus dem 

in Absatz 4 verwandten Ausdruck „Gesamtumfang“ ergibt sich, daß es darauf an­

kommt, ob alle Versorgungsbezüge zusammengenommen das angestrebte Versor­

gungsniveau erreichen.
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5. Unerheblich ist es, ob die Tarifvertragsparteien bei Abschluß der Tarifverein­

barung daran gedacht haben, daß sich die bei Eintritt des Versorgungsfalls errechnete 

Zusatzrente wegen der späteren Entwicklung der Gehälter, Abgaben und anrechenba­

ren Versorgungsbezüge verringern oder sogar bis auf Null sinken könnte. Eine ergän­

zende Tarifauslegung ist nicht zulässig.

Im vorliegenden Fall besteht nicht einmal eine Regelungslücke. Das Ergebnis 

entspricht dem System und der Zielsetzung der tarifvertraglichen Zusatzversorgung.

Selbst wenn eine unbewußte Regelungslücke vorläge, wäre eine gerichtliche 

Lückenfüllung ausgeschlossen. Sie setzt voraus, daß ausreichende Anhaltspunkte 

dafür bestehen, welche Regelung die Tarifvertragsparteien getroffen hätten (vgl. BAG 

23. September 1981 - 4 A Z R  569 /79- BAGE36, 218, 225  = AP BGB § 611 Lehrer, 

Dozenten Nr. 19; 21. März 1991 - 2  AZR 616 /90 - BAGE67, 367, 376 f. = AP BGB 

§ 622 Nr. 31, zu I I 2 d  der Gründe; ähnlich ua. ErfK/Schaub, § 1 TVG, Rn. 22; 

Kempen/Zachert, TVG, 3. Aufl., § 1 Rn. 335; Wiedemann/Wank, TVG 6. Auf!., § 1 

Rn. 817). Wenn - wie im vorliegenden Fall - mehrere Lösungsmöglichkeiten bestehen, 

muß die Wahl den Tarifvertragsparteien überlassen bleiben (vgl. ua. BAG 27. Mai 1992 

- 5 AZR 252/91 - BAGE 70, 301, 305 f. = AP JugArbSchutzG § 8 Nr. 1, zu I der Grün­

de). Davon ist der Senat auch im Urteil vom 3. November 1998 ( -3  AZR 432/97 - EzA 

§ 1 TVG Auslegung Nr. 31 = DB 1999, 1809 f. = ZTR 1999, 375 f.) ausgegangen. Er 

hat in dieser Entscheidung eine ergänzende Tarifauslegung vorgenommen, weil der 

tatsächliche Regelungswille der Tarifvertragsparteien zweifelsfrei feststand.

II. Die tarifliche Anpassungsregelung verstößt gegen keine betriebsrentenrechtli­

chen Vorschriften.

1. Das Auszehrungsverbot des § 5 Abs. 1 BetrAVG ist nicht verletzt, obwohl sich 

die gesamte von der Beklagten finanzierte Betriebsrente bestehend aus B W - 

Versorgung und Zusatzversorgung nur noch auf 2.198,12 DM beläuft und damit den 

bei Eintritt des Versorgungsfalles erreichten Gesamtbetrag von 2.539,84 DM unter­

schreitet. Nach § 17 Abs. 3 Satz 1 BetrAVG können Tarifverträge vom Auszehrungs­

verbot des § 5 Abs. 1 BetrAVG abweichen. Eine derartige Abweichung muß nicht als 

solche gekennzeichnet werden. Es genügt, daß sich dies zweifelsfrei aus den tarifver­

traglichen Regelungen ergibt. Diese Voraussetzung ist im vorliegenden Fall erfüllt.

2. Entgegen der Auffassung der Klägerin scheitert die von § 5 Abs. 1 BetrAVG 

abweichende Anpassungsregelung für laufende Betriebsrenten auch nicht daran, daß
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die Tarifvertragsparteien von der Unverfallbarkeitsregelung des § 1 BetrAVG nicht ab­

weichen dürfen. Unverfallbarkeit im Sinne des § 1 Abs. 1 BetrAVG bedeutet, daß die 

Arbeitnehmer ihre Versorgungsanwartschaft trotz vorzeitigen Ausscheidens aus dem 

Arbeitsverhältnis nicht verlieren. Die Anpassung der laufenden Betriebsrenten und das 

Auszehrungsverbot des § 5 Abs. 1 BetrAVG haben mit dem Weiterbestehen der Ver­

sorgungsanwartschaft bis zum Eintritt des Versorgungsfalls nichts zu tun. Nach § 17 

Abs. 3 Satz 2 BetrAVG sind die betriebsrentenrechtlichen Vorschriften zur Höhe der 

laufenden Betriebsrenten tarifdispositiv.

III. Die am 1. Januar 1992 in Kraft getretene Betriebsvereinbarung vom 26. Mai 

1992 hat nicht dazu geführt, daß § 7 TV ZVL gegen den Gleichheitssatz des Art. 3 

Abs. 1 GG verstößt. Solange der TV ZVL noch nicht abgelaufen war, behielt er seine 

unmittelbare und zwingende Wirkung (§ 4 Abs. 1 Satz 1 TVG). Zu einer Ungleichbe­

handlung der Versorgungsempfänger kam es nicht.

IV. Die Kürzung der Zusatzversorgung war auch dann wirksam, wenn der Tarif­

vertrag gekündigt war und nur noch nachwirkte. Es kann offenbleiben, ob § 17 Abs. 3 

Satz 2 BetrAVG es den Betriebspartnern ermöglicht, nachwirkende vom Auszehrungs­

verbot abweichende tarifvertragliche Versorgungsregelungen zu übernehmen. Selbst 

wenn dies zu verneinen ist, wurden weder der Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG) noch 

der Gleichbehandlungsgrundsatz verletzt.

Der Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG gilt für den einzelnen Normgeber in­

nerhalb seines Zuständigkeitsbereichs. Im vorliegenden Fall haben sowohl die Tarif- 

Vertragsparteien als auch die Betriebspartner für sich betrachtet den Gleichheitssatz 

beachtet. Der Gleichbehandlungsgrundsatz verpflichtet den Arbeitgeber nicht dazu, die 

Rechtsstellung der Versorgungsberechtigten, auf die sich die Regelungskompetenz der 

Betriebspartner nicht erstreckt und für die weiterhin die Tarifvereinbarung gilt, indivi­

dualrechtlich zu verbessern. Der Gleichbehandlungsgrundsatz schützt die Arbeitneh­

mer gegenüber der Gestaltungsmacht des einzelnen Arbeitgebers. Mit dem bloßen 

Normvollzug schafft der Arbeitgeber jedoch keine eigenständige Ordnung (vgl. BAG 

7. März 1995 - 3 AZR 282/94 - BAGE 79, 236, 242  = AP BetrAVG § 1 Gleichbehand­

lung Nr. 26, zu B I 1 1 der Gründe).

V. Berechnungsfehler sind der Beklagten nicht unterlaufen. Zu Recht ist sie bei 

der Gesamtversorgungsobergrenze nicht von den Bruttorenten, sondern von den Net­

torenten ausgegangen. Nach § 6 Nr. 2 TV ZVL sind die Sozialrenten, die Leistungen
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des Beamtenversicherungsvereins des Deutschen Bank- und Bankiergewerbes und 

die sonstigen nicht übenwiegend vom Arbeitnehmer finanzierten Versorgungsleistun­

gen anzurechnen. Der einschränkungslose Hinweis auf andere Versorgungsbezüge 

meint in den Regel den Bruttobezug. Soll nur die Nettoversorgung maßgebend sein, 

muß dies mindestens sinngemäß zum Ausdruck kommen (vgl. BAG 10. März 1992 

- 3 AZR 352/91 - SAGE 70, 36, 39 f. = AP BetrAVG § 5 Nr. 39, zu I1 1 der Gründe; be­

stätigt ua. durch Urteil vom 4. Mai 1993 - 3 AZR 181/92 - nv., zu 12  der Gründe, das 

sich mit der vorliegenden Tarifvereinbarung befaßt hat). Die TV ZVL liefert keine ent­

sprechenden Anhaltspunkte. Im Gegenteil: Lediglich für das in die Vergleichsberech­

nung einzubeziehende versorgungsfähige Einkommen wird eine Nettoberechnung 

verlangt. § 6 Nr. 2 Abs. 2 enthält dafür detaillierte Berechnungsvorschriften. Bei den 

Versorgungsbezügen ist dagegen keine Nettoberechnung vorgesehen. Schon im Jahre 

1976 und erst recht bei der Änderung der TV ZVL im Jahr 1986 war erkennbar, daß auf 

die Betriebsrenten Steuern und Abgaben entfallen können. Die Krankenversicherungs­

pflicht der Rentner gibt es bereits seit rund 50 Jahren in verschiedenen Ausformungen 

(BAG 10. März 1992 - 3  AZR 352/91 - aaO). Lediglich die Art und Weise der Beitrags­

leistungen wechselte. Seit dem 1. Januar 1983 hatten die krankenversicherten Rentner 

nach § 1304 e RVO, § 381 Abs. 2 RVO, Art. 2 Nr. 11 b RAG 1982 vom 1. Dezember 

1981 (BGBl. I S. 1205) die Beiträge selbst zu tragen. Sie erhielten lediglich vom Ren­

tenversicherungsträger einen 50 %igen Zuschuß. Die zwischenzeitlich gestiegene Ab­

gabenlast der Rentner ändert am Inhalt des § 6 TV ZVL nichts. Im Tarifvertrag ist keine 

Regelungslücke entstanden, die von den Gerichten geschlossen werden dürfte.

Reinecke Kremhelmer Bepler

Fasbender Martschin
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